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Finanzsenator beim
Landeshauptvorstand der DSTG
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Liebe Kollegin,
l ieber Kollege,

die derzeitigen Entwicklungen, sowohl im politischen Raum, als auch auf
der Ebene der Senatsverwaltung für Finanzen, geben Anlass für einen
verhaltenen Optimismus - was die Wertschätzungskultur für die
Beschäftigten anbelangt.
Hinsichtl ich des aktuel l noch großen Besoldungsrückstandes gegenüber
den übrigen Bundesländern bei den Beamten, sind erstmalig
Bemühungen erkennbar diesen aufholen zu wollen. Die Absicht ab dem
Kalenderjahr 201 6 das Tarifergebnis übernehmen und noch 0,5%
draufpacken zu wollen, ist als ein guter Schritt in die richtige Richtung zu

werten.

Auch die Wiedereinführung der Jubiläumszuwendung für Beamte ist als
ein Zeichen der Wiederherstel lung einer Wertschätzung für langjährig im öffentl ichen Dienst
Beschäftigte zu werten. Gleichzeitig wird damit die Ungleichbehandlung gegenüber den
Tarifbeschäftigten des Landes Berl in aufgehoben, denen in den zurückliegenden Jahren per
Tarifvertrag Jubiläumszuwendungen zustanden.

Nach Jahrzehnten des Konkurrenzkampfes zwischen Innen- und Finanzsenator – befeuert durch die
unterschiedl iche Parteienzugehörigkeit – ist aktuel l ein Gleichklang zwischen diesen Ressorts
erkennbar. Mit dem Senator Dr. Kollatz-Ahnen ist für den Bereich der Finanzen erstmals jemals
zuständig, der unaufgeregt und ohne Pflege persönlicher Eitelkeiten seinen Job macht. Um nicht
falsch verstanden zu werden, auch jetzt sind wir als Gewerkschaft beileibe nicht mit al len
Entscheidungen des Senators einverstanden. Wir anerkennen aber, in dem jetzigen Senator nicht
nur einen Politiker an der Spitze des Finanzressorts zu haben, sondern auch einen Menschen, der
den Blick für die Beschäftigten nicht verl ieren wil l .
So haben wir ihn in zwei Spitzengesprächen erlebt, genauso bei seinem Besuch auf unserer
diesjährigen Landeshauptvorstandssitzung.

Ausbildung genießt beim Finanzsenator die erforderl iche hohe Priorität. Die Anwärterzahlen wurden
für das Kalenderjahr 201 6 von ihm zwischenzeitl ich erhöht. Die Bildungseinrichtung in Brandenburg
hat er persönlich begutachtet und vor Ort geklärt, dass eine weitere Erhöhung der Ausbildungszahlen
in Königs-Wusterhausen verkraftbar sei.
Die Erarbeitung eines Leitbi ldes für die Berl iner Steuerverwaltung ist ihm sehr wichtig. Er erklärte
dass es ihm ein Anliegen sei, eine andere Kommunikations- und Verhaltenskultur als neue Grundlage
für Verwaltungshandeln einzuführen.
Dass es sich hierbei nicht um leere Worthülsen handelt, hat der Finanzsenator schon an
verschiedenen Stel len selbst aktiv vorgelebt.
Ein offenes Ohr beim Finanzsenator für die Belange der Beschäftigten ist zwar keine Garantie für
positive Entscheidungen; gleichwohl ist es aber eine Chance. Und das ist mehr, als wir von früheren
Finanzsenatoren erwarten konnten.

Obwohl im Moment nicht al les aber vieles in die richtige Bahn zu laufen scheint, werden wir – die
Deutsche Steuer-Gewerkschaft –weiterhin aufmerksam bleiben und keine Gelegenheit auslassen,
unsere Forderungen für die Beschäftigten zu platzieren.

Mit kol legialen Grüßen

Detlef Dames
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Auch auf der diesjährigen Landeshauptvorstandssitzung der DSTG – dem höchsten Gewerk-
schaftsgremium zwischen den Gewerkschaftstagen – wurden richtungsweisende Beschlüsse
gefasst. Im Verlaufe der Arbeitstagung konnten Ehrengäste wil lkommen geheißen werden; und
zwar der Bundesvorsitzende der DSTG Thomas Eigenthaler, sowie der Finanzsenator
Dr. Kollatz-Ahnen .

In seinem gleichermaßen engagierten wie auch
informativen Redebeitrag wies der DSTG-Bun-
desvorsitzende Eigenthaler auf die zahlreichen
Baustel len im bundesdeutschen Steuervollzug
hin, die in ihrer Wirkung zu massiven Steuer-
ausfäl len führen. Um einer breiten Öffentl ichkeit
die Auswirkungen auf die Haushalte von Län-
dern und Bund und damit auf jeden Steuerbür-
ger zu verdeutl ichen, sei der bundesweite
DSTG-Aktionstag „Tag der Steuergerechtigkeit"
– Gemeinsam.Zukunft.Steuern – veranstaltet
worden. In zahlreichen Aktionen wurden die
Auswirkungen auf die Finanzierung von Berei-
chen wie Schulen, Universitäten, Pflege, Infra-
struktur, Autobahnen, Brücken, Polizei,
Feuerwehr, Krankenhäuser aber auch Finan-
zämter aufgezeigt. In diesem Zusammenhang
bedankte sich der Bundesvorsitzende aus-
drücklich beim DSTG-Landesverband Berl in
und seinem Vorsitzenden Detlef Dames für die
herausragende Domino-Stein-Aktion am Pots-
damer Platz im Rahmen des DSTG-Aktionsta-
ges. Die gemeinsam mit der Bundesleitung
durchgeführte Aktion habe große Aufmerksam-
keit bei den Bürgern vor Ort, aber auch bei den
Medien erzeugt. Er verl ieh der Hoffnung Aus-
druck, dass die Darstel lung dieser dramati-
schen Konsequenzen zu einem Umdenken in
der Politik führen müsse. Eine weiterhin dauer-

hafte Unterfinanzierung der Finanzämter, die in der Auswirkung mit Personal kurz gehalten werde,
sei künftig nicht mehr angesagt. „Wer an der Einnahmeverwaltung spart, der erspart sich in fahr-
lässiger Weise Einnahmen“, so die Botschaft des Bundesvorsitzenden.
Ein weiterer Punkt neben der Aufstockung des Personals sei aber – so Eigenthaler – das Vorleben
einer Wertschätzungskultur von Politik und Führungskräften in der Verwaltung, die ihren Namen
auch verdiene. Nur motivierte Kolleginnen und Kollegen sind bereit, auch weiterhin die über das
normale Maß hinausgehenden Aufgaben zu stemmen.
Mit seinem Impulsvortrag konfrontierte der Landesvorsitzende Dames den Finanzsenator mit den
elementaren Forderungen der DSTG zum Erhalt der Arbeitsfähigkeit der Finanzämter. Er forderte,
eine Erhöhung der Stel lenanmeldungen vorzunehmen, um für die Zukunft gewappnet zu sein. Die
PersBB 01 .01 .201 5– so Dames – bilde in keiner Weise den Stel lenbedarf der Jahre 201 5 bis 201 7
ab, obwohl das Ergebnis zur Grundlage des Doppelhaushaltes 201 6/201 7 gemacht wird. Die viel-
fältigen Aufgaben der wachsenden Stadt Berl in, u.a. auch die Bewältigung des gesellschaftspoliti-
schen Auftrages der Lösung der Flüchtl ingsproblematik, können so schwerl ich bis gar nicht erfül lt
werden. Weiterhin, so der Landesvorsitzende, ist der Überalterung in den Finanzämtern entgegen

Detlef Dames, Landesvorsitender
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zu wirken und mittels einer Ausbildungsoffensive die Zahl der Auszubildenden zu erhöhen. Dames
forderte eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen insbesondere im IT-Bereich ein. Die Einfüh-
rung beispielsweise von Outlook sieht die DSTG als überfäl l ig an. Die Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen, aber auch der Bezahlung, bei der im Beamtenbereich ein erheblicher Nachholbedarf
gegenüber den übrigen Bundesländern besteht, führt zu einer Steigerung der Motivation der Be-
schäftigten.
Gerade in Zeiten der Leitbi lderstel lung für die Steuerverwaltung wäre dieses ein wichtiges Zeichen
für eine nachhaltige Änderung der Entscheidungs- und Kommunikationskultur.

Finanzsenator Dr. Kollatz-Ahnen nahm nicht nur zu den Forderungen der DSTG Stellung, sondern
sich auch noch die Zeit, weitere Fragen der Delegierten des Landeshauptvorstandes der DSTG zu
beantworten.
Er bedankte sich zunächst ausdrücklich bei den Beschäftigten in der Steuerverwaltung, die sich
freiwil l ig für die Flüchtl ingshilfe gemeldet haben. Er sah aber keine Notwendigkeit für personelle
Konsequenzen, da die Senatsverwaltung für Finanzen mit Bl ick auf die Arbeitsfähigkeit nur insge-
samt 26 Personen aus dem Kreis der Freiwil l igen an das LAGeSo abgeordnet hätte. Allerdings tei-
le auch er die Ansicht der DSTG, dass eine höhere Zahl von Auszubildenden in jedem Jahr
vonnöten sei, um die Zahl der altersbedingten Personalabgänge - bis 2020 seien dies 25% - aus-
zugleichen. In der ersten Konsequenz wird die Zahl der Auszubildenden im Kalenderjahr 201 6 in
einem ersten Schritt maßvoll um jeweils 1 0 von 1 50 auf 1 60 erhöht. Eine weitere Steigerung wäre
möglich, zumal er sich in Königs Wusterhausen persönlich davon überzeugt habe, dass entspre-
chende Kapazitäten dazu vorhanden seien.
Eine Änderung der Wertschätzungskultur – so der Senator – läge ihm auch am Herzen. So ist nicht
nur spätestens Anfang nächsten Jahres die Wiedereinführung der Jubiläumszuwendung geplant,
sondern auch eine Besoldungserhöhung, die sich aus der Übernahme des Tarifergebnisses plus
0,5% zusammensetzen wird.

Er warb für Verständnis, von der in der Vergangenheit getroffenen Entscheidung mit einer Perso-
naldecke von 90% des PersBB-Ergebnisses auskommen zu wollen, nicht so schnell abrücken zu
können. Bei einer Verbesserung der IT-Landschaft sei man leider abhängig von Bayern, aber er
bl iebe dran.

Thomas Eigenthaler, Bundesvorsitzender und
Detlef Dames, Landesvorsitzender

Ausdrücklich sprach er al len Beschäftigten in
den Finanzämtern Dank für die geleistete Arbeit
aus, die sich im bundesweiten Ranking auch in
einem vorderen Platz niederschlagen würde. In
den Dank bezog er ausdrücklich auch die Be-
schäftigtenvertretungen mit ein. Mit dem Leitbi ld,
so Kollatz-Ahnen, sei ausgehend aus dem Kreis
der Beschäftigten etwas entstanden, was künftig
zu einer verbesserten Kommunikations- und
Verhaltenskultur führen werde. Er signalisierte,
das Seine dazu zu tun, um dieses entsprechend
vorzuleben.
Nicht nur seine Darstel lungen über die Zukunft
der Finanzämter, sondern auch die sehr ange-
nehme Art und Weise, wie er sich den Fragen
der Delegierten stel lte und sie beantwortete, las-
sen derzeit keine Zweifel an seiner wohlgemein-
ten Absicht aufkommen.
Die Sitzung des Landeshauptvorstandes der
DSTG konnte somit als rundherum gelungen
bezeichnet werden.
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Das jahrelange Drängen der Deutschen Steuer-Gewerkschaft und des dbb beamtenbund und
tarifunion berl in (dbb berl in) auf Wiedereinführung der 2003 abgeschafften
Jubiläumszuwendung für die Berl iner Beamtinnen und Beamten hat Erfolg gehabt.
Ein Gesetzentwurf des Senats sieht vor, dass auch für die Beamtinnen und Beamten nach 25
Jahren Dienstzeit 350 Euro, nach 40 Jahren 450 Euro und nach 50-jähriger Dienstzeit 500
Euro als einmalige Zuwendung gewährt werden sollen. Finanz- und Innensenator haben
diesen Entwurf bereits gezeichnet und die Gewerkschaften und der Hauptpersonalrat bereits
zugestimmt. Derzeit stehen die Beratungen im Rat der Bürgermeister an, bevor der Entwurf
zur Beschlussfassung ins Abgeordnetenhaus geht. Als Termin der Wiedereinführung kann
frühestens Anfang 201 6 prognostiziert werden.

Aus der Sicht der DSTG und des dbb berl in ist nicht nur die Ungleichbehandlung mit den
Tarifbeschäftigten beseitigt worden, denen nach Tarifvertrag eine Jubiläumszuwendung
zustand, sondern auch endlich für die Beamtinnen und Beamten ein wichtiges Zeichen der
Wertschätzung für jahrzehntelange treue Dienste gesetzt worden. DSTG und dbb berl in
haben sich nie mit der Abschaffung der Jubiläumszuwendung abgefunden und unermüdlich
sämtl iche politische Hebel zu ihrer Wiedereinführung in Bewegung gesetzt. Der jetzt
vorl iegende Gesetzentwurf ist das Resultat jahrelanger Überzeugungsarbeit im Senat, bei den
Parteien und den Fraktionen des Abgeordnetenhauses.

In der Stel lungnahme zu diesem Gesetzentwurf wies die DSTG darauf hin, dass es durchaus
eine Überlegung wert wäre, auch eine Regelung für die Kolleginnen und Kollegen zu treffen,
die seit 2003 bis zur Wiedereinführung der Jubiläumszuwendung außen vor bl ieben. Um
einen Gleichklang mit den Regelungen für die Tarifbeschäftigten zu erreichen, schlugen
DSTG und dbb berl in auch die Änderung der Sonderurlaubsverordnung vor mit dem Ziel, bei
dem jeweil igen Jubiläum auch einen freien Tag seitens des Dienstherrn gewähren zu können.

Dieser Gesetzentwurf aus dem Hause des Innensenators stel lt ein wichtiges Zeichen für eine
geänderte Wertschätzungskultur gegenüber den Beschäftigten dar.

VVBBLL--SSAATTZZUUNNGG -- SSTTAARRTTGGUUTTSSCCHHRRIIFFTTEENN FFÜÜRR RREENNTTEENNFFEERRNNEE
VVEERRSSIICCHHEERRTTEE

Mit seinem Urtei l vom 1 8.1 2.201 4 - 1 2 U 1 04/1 4 - hat das Oberlandesgericht (OLG)

Karlsruhe entschieden, dass die von der VBL infolge ihrer Systemumstel lung für sogenannte

rentenferne Versicherte ertei lten Startgutschriften auch nach der Überprüfung nach den

Regeln der 1 7. Änderung der VBL-Satzung nicht verbindl ich sind.

Das mit der Änderung eingeführte Vergleichsmodell beseitigt die vom Bundesgerichtshof in

dessen Urtei l vom 1 4.11 .2007 festgestel lte Ungleichbehandlung von Versicherten mit

berufsnotwendig langen Ausbildungszeiten nicht.

Nachdem die Startgutschriften bereits aus diesem Grunde unverbindl ich sind, bedarf es

derzeit nach Auffassung des OLG Karlsruhe keiner Entscheidung, ob die Anwendung des

sogenannten Näherungsverfahrens für die Ermittlung der anzurechnenden Rente zulässig ist.
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den vor der Systemumstel lung geltenden Regeln zu behandeln sind; vielmehr ordnet das

Gericht an, den Tarifvertragsparteien (erneut) Gelegenheit zu geben, eine

verfassungskonforme Übergangsregelung zu schaffen.

Auf die Darstel lung der umfangreichen Erläuterungen des OLG Karlsruhe wird an dieser

Stel le verzichtet, vielmehr muss der weitere Verlauf des Rechtsverfahrens abgewartet

werden, da das Urtei l unter Revisionsvorbehalt steht. Nach Verfahrensende wird an dieser

Stel le darüber berichtet.

UURRLLAAUUBB DDAARRFF NN IICCHHTT GGEEKKÜÜRRZZTT WWEERRDDEENN

Der Urlaubsanspruch, den ein Arbeitnehmer während einer Vollzeittätigkeit erworben hat und

nicht in Anspruch nehmen konnte, darf bei einem Wechsel zu einer mit Reduzierung der

Wochenarbeitstage verbundenen Teilzeitbeschäftigung nicht gekürzt werden.

Das hat der EuGH am 1 3. Juni 201 3 (C-41 5/1 2; Brandes) im Fall einer niedersächsischen

Tarifbeschäftigten entschieden, die den ihr aus einer Vollzeitbeschäftigung zustehenden

Resturlaub wegen zusammenhängender Zeiten eines Beschäftigungsverbotes wegen

Schwangerschaft und Zeiten des Mutterschutzes nicht in Anspruch nehmen konnte.

In einem Rundschreiben hat die Senatsverwaltung für Inneres und Sport jetzt klargestel lt,

dass sich der Beschluss des EuGH auf den Tarifbereich und die entsprechenden Tarifnormen

bezieht. Für den Beamtenbereich und die Anwendbarkeit der einschlägigen

Erholungsurlaubsverordnung ergäben sich zunächst keine unmittelbaren Konsequenzen.

Beamtinnen und Beamte sollen jedoch darauf hingewiesen werden, dass sie mit der

Inanspruchnahme des Urlaubs noch vor einer Reduzierung der Wochenarbeitstage eine

Kürzung vermeiden können.

Vonseiten der Senatsverwaltung für Inneres und Sport bestehen auch keine Einwände, wenn

die Gründe, aus denen Urlaubsansprüche nicht vor der Reduzierung der Wochenarbeitstage

abgewickelt werden konnten, festgehalten werden, fal ls es später zu Rechtsstreitigkeiten

kommt.




